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ihrer Einwendungen, der Genehmigungsbehörde an 
einer weitergehenden Sachverhaltsaufklärung und 
der Antragstellerin an einer zügigen Durchführung 
des Verfahrens.

Die fristgerecht erhobenen Einwendungen werden in-
haltlich bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt. 
Falls Genehmigungsbescheide erteilt werden, wird 
jeweils eine Kopie dieser Bescheide den Einwende-
rinnen und Einwendern zugestellt. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die Zustellung der Genehmigungs-
bescheide an die Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, durch eine öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden kann.

Amtsbl. Schl.-H. 2021 S. 1948 

EG-Wasserrahmenrichtlinie - Veröffentlichung 
der WRRL-Bewirtschaftungspläne und 

Maßnahmenprogramme sowie die  
Umwelterklärungen im Rahmen der 

Strategischen Umweltprüfungen für die 
Flussgebietseinheiten Eider, Schlei/Trave 

und Elbe
Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung
vom 3. Dezember 2021 – V 444 -

1.1  Veranlassung und Hintergrund 

Die EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) trat im Jahr 
2000 in Kraft und wurde in das deutsche Wasser-
recht übernommen. Sie regelt umfassend den Ge-
wässerschutz in der Europäischen Union für alle 
Gewässer, vom Grundwasser über die Seen und 
Fließgewässer bis zu den Übergangs- und Küsten-
gewässern. Ein wesentliches Ziel der EG-WRRL ist, 
dass möglichst viele Gewässer der Europäischen 
Union in einem „guten Zustand“ sind.

Gemäß § 83 Wasserhaushaltsgesetz des Bundes 
(WHG) i.V.m. § 87 i.V.m. § 86 Landeswasserge-
setz (LWG) sind für die Flussgebietseinheiten in 
Schleswig-Holstein (Eider, Schlei/Trave und Elbe) 
Bewirtschaftungspläne aufzustellen. Im Abstand 
von jeweils sechs Jahren sind die Bewirtschaf-
tungspläne zu überprüfen und zu aktualisieren. 
Darüber hinaus ist für jede Flussgebietseinheit ein 
Maßnahmenprogramm zu erstellen, um damit die 
Umweltziele der Richtlinie zu verwirklichen. Die 
Inhalte des Maßnahmenprogramms sind in § 82 
WHG in Verbindung mit Artikel 11 WRRL vorgege-
ben, eine Zusammenfassung ist im Bewirtschaf-
tungsplan enthalten. 

Nach dem Gesetz zur Prüfung der Umweltverträg-
lichkeit (UVPG) ist zudem vorgeschrieben, dass 
Maßnahmenprogramme nach WRRL einer strate-
gischen Umweltprüfung (SUP) zu unterziehen sind. 
Aufgrund der Bestimmungen des § 44 UVPG ge-
hört zur Bekanntgabe der angenommenen Maßnah-
menprogramme eine zusammenfassende Umwelt-
erklärung, in der darzulegen ist, wie Umwelterwä-

gungen in das Maßnahmenprogramm einbezogen 
wurden, wie der Umweltbericht nach § 40 sowie 
die Stellungnahmen und Äußerungen der Behörden 
und Öffentlichkeit berücksichtigt wurden und aus 
welchen Gründen das angenommene Programm 
nach Abwägung mit den geprüften Alternativen 
gewählt wurde. Die zusammenfassende Umwelt-
erklärung bildet den Abschluss des Verfahrens zur 
SUP der jeweiligen Maßnahmenprogramme und 
soll darlegen, ob und in welchem Umfang die SUP 
sowie die Stellungnahmen der Behörden bzw. Öf-
fentlichkeit Einfluss auf die Inhalte der Maßnah-
menprogramme genommen haben.

Die Landesregierung Schleswig-Holstein hat die 
Bewirtschaftungspläne sowie die Maßnahmenpro-
gramme für die Flussgebietseinheiten in Schleswig-
Holstein per Kabinettsbeschluss am 23. November 
2021 beschlossen. Die Bewirtschaftungspläne, die 
Maßnahmenprogramme sowie die Umwelterklärun-
gen werden hiermit veröffentlicht. 

Bei einer allgemeinen öffentlichen Anhörung zu den 
Entwürfen der Bewirtschaftungspläne und Maß-
nahmenprogramme vom 22. Dezember 2020 bis 
22. Juni 2021 hatten die nicht unmittelbar an der 
Maßnahmenplanung beteiligte Öffentlichkeit und 
die möglicherweise Betroffenen Gelegenheit, ihre 
Vorstellungen dazu einzubringen. Diese Vorschläge 
wurden von den Flussgebietsbehörden geprüft und 
soweit möglich in die abschließende Bewirtschaf-
tungsplanung einbezogen.

1.2	 Örtlicher Geltungsbereich

Die Grenzen der Flussgebietseinheiten in Schles-
wig-Holstein sind in der Karte „Flussgebietsein-
heiten nach EG-Wasserrahmenrichtlinie in Schles-
wig-Holstein“ dargestellt, die im Ministerium für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und 
Digitalisierung des Landes Schleswig-Holstein, im 
Amtsblatt für Schleswig-Holstein, Ausgabe Num-
mer 51 vom 17. Dezember 2018, Seite 1210, und 
im Internet unter www.wrrl.schleswig-holstein.de 
eingesehen werden kann. 

1.3	 Zuständige Behörden

Zuständige Flussgebietsbehörde in Schleswig-Hol-
stein für die Bewirtschaftungspläne, Maßnahmen-
programme und Umwelterklärungen im Rahmen 
der SUP für die Flussgebietseinheiten (FGE) Eider 
und den schleswig-holsteinischen Anteilen der FGE 
Schlei/Trave und FGG Elbe ist die nach Artikel 3 
Absatz 2 Wasserrahmenrichtlinie bestimmte zu-
ständige Behörde, gemäß § 1 Nr. 1 der Landesver-
ordnung über die Zuständigkeit der Wasser- und 
Küstenschutzbehörden des Landes Schleswig-Hol-
stein (WaKüVO) das Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 
des Landes Schleswig-Holstein.
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1.4	 Veröffentlichung von Bewirtschaftungsplan 
und Maßnahmenprogramm

Die Bewirtschaftungspläne, Maßnahmenpro-
gramme und Umwelterklärungen werden im Inter-
net unter www.wrrl.schleswig-holstein.de veröf-
fentlicht. Einsichtnahme ist möglich im Ministerium 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 
und Digitalisierung des Landes Schleswig-Holstein, 
Mercatorstraße 3, 24106 Kiel.

Auf Antrag gewährt das Ministerium für Energie-
wende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digi-
talisierung des Landes Schleswig-Holstein gemäß 
§ 132 Abs. 3 LWG nach den Vorschriften des 
Umweltinformationsgesetzes Zugang zu Hinter-
grunddokumenten und -informationen, die bei der 
Erstellung der Bewirtschaftungsplanentwürfe he- 
rangezogen wurden.

Rechtsmittel gegen die Bewirtschaftungspläne und 
Maßnahmenprogramme können nicht eingelegt 
werden. Die Möglichkeit zur Einwendung und Kla-
gemöglichkeit besteht aber bei der Umsetzung der 
Maßnahmen im Rahmen der einzelnen Genehmi-
gungsverfahren, die wie bisher nach Wasserrecht 
durchgeführt werden.

Gegen die Entscheidung über die Annahme der 
jeweiligen Maßnahmenprogramme, soweit sie 
das Gebiet des Landes Schleswig-Holstein be-
treffen, kann eine Vereinigung nach Maßgabe des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes innerhalb eines 
Jahres nach der Bekanntmachung des jeweiligen 
Maßnahmenprogramms einen Rechtsbehelf beim 
Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgericht, 
Brockdorff-Rantzau-Straße 13, 24837 Schleswig, 
einlegen.

Auf der Grundlage des § 87 Abs. 2 LWG werden 
die Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenpro-
gramme für die Flussgebietseinheiten in Schleswig-
Holstein hiermit für behördenverbindlich erklärt.

Amtsbl. Schl.-H. 2021 S. 1949 

Feststellung der UVP-Pflicht  
nach § 5 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
Bekanntmachung des Landesamtes für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, 
Regionaldezernat Südwest, 
vom 6. Dezember 2021 – G10/2021/348 –

Kreis Dithmarschen, Gemeinde Wiemerstedt

Die EnBW Windkraftprojekte GmbH, Schelmenwa-
senstraße 15, 70567 Stuttgart, beantragt die Errich-
tung und den Betrieb einer Windkraftanlage (WKA) 
vom Typ Nordex N149/5.7 mit einer Leistung von 
5,7 Megawatt, einer Nabenhöhe von 104,7 Meter, 
einem Rotordurchmesser von 149,1 Meter und ei-
ner Gesamthöhe von 179,5 Meter in der Gemeinde 
25779 Wiemerstedt, Gemarkung Wiemerstedt, Flur 5, 
Flurstück 63.

Das Vorhaben bedarf einer Genehmigung nach § 4 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i.d.F. 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I 
S. 1274, ber. 2021 I S. 123), zuletzt geändert am 
24. September 2021 (BGBI. I S. 3436, 4458), i.V.m. 
Nummer 1.6.2 des Anhangs 1 der Vierten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen – 4. BImSchV) vom 31. Mai 2017 
(BGBI. I S. 1440), zuletzt geändert am 12. Januar 
2021 (BGBI. I S. 69). 

Vor der Entscheidung im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren ist nach §§ 5, 9 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.d.F. 
der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBI. I 
S. 540) i.V.m. Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 
zum UVPG in einer allgemeinen Vorprüfung des Einzel-
falles festzustellen, ob für das Vorhaben eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.

Für die überschlägige Prüfung lagen vollständige An-
tragsunterlagen, Gutachten zu Schallimmissionen, 
Schattenwurf, Standorteignung, ein Landschaftspfle-
gerischer Begleitplan, ein artenschutzrechtlicher Fach-
beitrag und ein Bericht zum Großvogelmonitoring vor.

Erhebliche zusätzliche Umwelteinwirkungen sind 
im Bereich der Schallimmissionen vorliegend sicher 
auszuschließen, da der Vorhabenträger Verminde-
rungsmaßnahmen durch nächtlich reduzierte Be-
triebsweise bei Antragstellung berücksichtigt hat.

Aufgrund der Entfernung zu den nächstgelegenen 
Wohnhäusern ergibt sich für die Anwohner keine 
bedrängende Wirkung, die als erheblich einzustufen 
wäre. Um visuelle Beeinträchtigungen zu reduzieren, 
soll an der Anlage eine bedarfsgesteuerte Nachtkenn-
zeichnung (BNK) installiert werden.

Der geplante Standort liegt außerhalb von Schutz-
gebieten und Bereichen des Biotopverbundsystems.

Auswirkungen des Vorhabens auf die Natura 
2000-Gebiete oder deren Erhaltungsziele sind nach 
überschlägiger Prüfung aufgrund der Wirkungen des 
Vorhabens, der zu schützenden Lebensraumtypen 
und Arten sowie aufgrund des Abstandes zwischen 
Vorhabengebiet und Schutzgebiet nicht zu erwar-
ten.  Eine Prüfung auf die Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen des Schutzgebiets gemäß § 34 
BNatSchG ist nicht erforderlich.

Es sind Vermeidungs- und Minderungsmaßnah-
men in Form von Bauzeitenregelungen, Amphibien-
schutzzaun, Baufeldräumung, Besatzkontrollen, Ver-
grämungsmaßnahmen, Umweltbaubegleitung und 
besonderer Pflege des Mastfußbereiches vorgese-
hen, um Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG 
auszuschließen. Ebenfalls sind Betriebsbeschrän-
kungen zum Schutz von Fledermäusen vorgesehen.

Nach Einschätzung des Landesamtes für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume wurde auf-
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